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Beispielhaft für 
marktorientierte 
Weiterbildung: 
Intensivseminar  
bei Gastrosuisse.

Weiterbildung und Weiterbildungsgesetz

Gefragt sind innovative Angebote  
und Spielraum statt Regulierung
Die Bedeutung von Weiterbildung ist unbestritten. Trotzdem sollte der Staat mit dem geplanten 

neuen Gesetz nicht stärker in diesen weitgehend privaten Markt eingreifen. Handlungs - 

bedarf besteht höchstens bei der Förderung einzelner Zielgruppen und der Koordination der 

staatlichen Aktivitäten. Die Arbeitgeber sind gegen weitere Einschränkungen. Sie erwarten  

ein innovatives, berufsorientiertes Angebot sowie einen möglichst grossen Spielraum für 

eigenes Engagement. Jürg Zellweger

Bis Ende 2011 soll eine Expertenkommission ein 
eidgenössisches Weiterbildungsgesetz erarbeiten. 
Der Auftrag dafür wird aus Art. 64a der Bundes-
verfassung abgeleitet, die den Bund verpflichtet, 
Grundsätze zur Weiterbildung festzulegen. Da der 
Bund in rund 50 Spezialgesetzen Bestimmungen 
zur Weiterbildung kennt und jährlich rund 600 Mil-
lionen Franken unter diesen Titeln ausgibt (al-
leine 300 Millionen durch die Arbeitslosenversi-
cherung), zwingt ihn die Verfassung auch, 
subventionsberechtige Bereiche festzulegen und 
entsprechende Förderkriterien zu definieren.

Was ist Weiterbildung  
und wo gibt es Handlungsbedarf ?
Wie die Weiterbildungslandschaft selbst präsen-
tiert sich auch der Begriff Weiterbildung wenig 
präzis. Im neuen Gesetzesprojekt zielt man auf 

den sogenannten nicht-formalen Bereich der Wei-
terbildung. Darunter sind etwa Weiterbildungs-
kurse, Seminare, Fernstudien oder Privatunterricht 
zu verstehen. Diesen fehlt eine offizielle Anerken-
nung und sie finden ausserhalb des formalen Bil-
dungssystems statt. Davon abzugrenzen sind Wei-
terbildungen, die in der Berufsbildungs- und Hoch - 
schulgesetzgebung als formale Bildungsangebote 
geregelt sind und zu staatlich anerkannten Diplo-
men oder Abschlüssen führen.

Die Ausgangslage scheint recht verwirrend: 
Möchte man ein Gesetz schaffen, welches die nicht 
gesetzlich anerkannten Weiterbildungsaktivitäten 
regelt und damit automatisch in formale Bildungs-
angebote überführt? Darum kann und sollte es je-
doch nicht gehen. Im Zentrum steht vielmehr das 
Anliegen, Gelerntes transparent darzustellen. Also 
zum Beispiel Einfluss auf die Kurszertifikate oder 
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auch auf die Qualität des Bildungsan-
gebotes zu nehmen. Dadurch soll es 
für die Kursteilnehmer einfacher wer-
den, sich entsprechende Bildungsleis-
tungen anrechnen zu lassen, etwa, 
wenn man einen Berufsbildungsab-
schluss nachholen möchte.

Das Eidgenössische Volkswirtschafts-
departement (EVD) hat in einer Ausle-
geordnung in fünf Bereichen Hand-
lungsbedarf orten können. Neben – 
erstens – dem Verfassungsauftrag zu 
einem solchen Gesetzesvorhaben muss 
man zur Kenntnis nehmen, dass – zwei-
tens – viele Weiter bildungstatbestände 
bereits heute in verschiedensten Spe-
zialgesetzen zu ver schiedenen Zwecken 
und in unterschiedlichstem Detailie-
rungsgrad geregelt sind. Diese Bestim-
mungen umfassen Weiterbildungen, 
die sowohl als formal wie auch als nicht-
formal kategorisiert werden müssen. 
Dem Bund fehlt ohne Rahmengesetz-
gebung offen bar der Überblick über 
die Finanzflüsse und den effektiven 
Mitteleinsatz.

Auch die Gleichbehandlung der Wei-
terbildungsanbieter und eine bil-
dungspolitische Gesamtsicht sind 
heute schwierig zu realisieren. Um die 
Weiterbildung transparenter zu ma-
chen und Qualitäts vorgaben machen 
zu können, bestehen drittens Überle-
gungen, privaten Kursanbietern Leit-
planken zu setzen. Dies im Sinne eines 
wohlgemeinten Konsumentenschut-
zes. Solche Bestimmungen könnten je-
doch das Einfallstor für einen uner-
wünschten Regulierungsschub sein 
und das funktionierende, flexible und 
marktorientierte Weiterbildungssystem 
gefährden.

Interessante Optionen
Der vierte Handlungsbereich: Die Er-
öffnung von Anrechnungsmöglichkei-
ten von nicht-formaler Bildung an die 
formale Bildung des Berufsbildungs- 
oder Hochschulbereiches könnte bil-
dungspolitisch interessante Optionen 
öffnen. Allerdings braucht es dazu keine 
umfangreichen Regelungen für private 
Anbieter, denn der Impuls und die ent-
sprechenden Regeln haben vom forma-
len Bildungssystem auszugehen. So ist 
z. B. die Validierung bzw. Anrechnung 
von Bildungsleistungen, die ausserhalb 

des formalen Bildungssystems erwor-
ben wurden, in der Berufsbildung be-
reits heute möglich. Der fünfte Themen-
bereich ist die gezielte Förderung der 
Weiterbildungsbeteiligung, insbeson-
dere bei gering Qualifizierten. Hier ist 
der Bedarf auch durch die Bil dungs-
bericht erstattung ausgewiesen (Siehe 
dazu den Bericht ab S. 17).

Wachsende Begehrlichkeiten
Die Aussichten auf staatliche Subventi-
onen und die Möglichkeiten zum Plat-
zieren alter Gewerkschaftsforderungen 
lassen – wenig überraschend – die Be-
gehrlichkeiten spriessen. Verschiedenste 
Organisationen stellen Forderungen 
nach Unterstützung ihrer Bildungsakti-
vitäten oder hoffen, die Kriterien zur 
Beurteilung von Subventionstatbestän-
den für sie möglichst passend gestal-
ten zu können. Mit Weiterbildungsur-
lauben soll das Gesetz, wenn es nach 
den Arbeitnehmerorganisationen ginge, 
die Arbeitgeber verpflichten, alle Mit-
arbeiter weiterzubilden.

Gefordert wird auch das Recht auf re-
gelmässig durchzuführende Standort-
bestimmungen bei der Berufs- und 
Laufbahnberatung. Ge wisse Anbieter 
von Weiterbildungen erhoffen sich 
eine ordnende staatliche Hand bei den 
Bildungsangeboten, deren Qualität und 
der Wertigkeit der Abschlüsse. Markt-
orientierte Wei ter bil dungs-Ins titutio- 
nen sorgen sich umgekehrt um Ein-
schränkungen ihrer Wirtschaftsfreiheit 
und fürchten sich vor Zertifizierungs- 
und Evaluationsbürokratie. 

Aus der Perspektive aller Nachfrager, 
seien dies Arbeitnehmende oder Arbeit-
geber, ist höchste Skepsis angebracht, 
wenn sich Anbieter von Weiterbildun-
gen für eine gesetzliche Reglementie-
rung ihrer Produkte stark machen. Denn 
Vorschriften bremsen Innovationen und 
dynamische Entwicklungen, sie steigern 
die Kosten (was den Zugang erschwe-
ren kann) und hemmen die Eigenver-
antwortung sowohl der Kunden als 
auch der Bildungsdienstleister.

Richtigerweise hat der Bundesrat den 
Auftrag an die Expertengruppe so ein-
geschränkt, dass ein «Grundsatzgesetz 
ohne Fördertatbestände» angestrebt 
wird. Damit sind die Interessen nicht 
so direkt tangiert und zusätzliche For-

derungen müssen über Spezialgesetze 
legitimiert werden. Das neue Gesetz 
soll zudem die Eigenverantwortung für 
das lebenslange Lernen stärken, die 
Chancengleichheit beim Zugang zur 
Weiterbildung verbessern und die Ko-
härenz der Bundesgesetzgebung sicher-
stellen. Lediglich geprüft werden soll, 
wie Transparenz, Qualität und Mobili-
tät bei der Weiterbildung erhöht wer-
den könnten.

Was die Arbeitgeber erwarten
Die Arbeitgeber erwarten als Kunden 
auf dem Weiterbildungsmarkt primär 
ein innovatives Kursangebot, das be-
rufsbegleitend genutzt werden kann 
und dazu beiträgt, Kompetenzen ge-
zielt zu entwickeln. Die Weiterbildungs-
anbieter sollen aktiv und flexibel auf 
Kundenwünsche reagieren können und 
dabei nicht durch staatliche Auflagen 
oder Förderkriterien behindert werden. 
Blockaden und Preistreiber sind zu ver-
hindern bzw. dort, wo sie schon da sind, 
mit dem neuen Gesetz niederzureissen.

Verantwortungsbewusste Unterneh-
men wollen die Weiterbildung auch 
künf tig als wichtiges Instrument für 
die Personal- und Unternehmensent-
wicklung gezielt und in voller Freiheit 
einsetzen können. Mit gesetzlichen Wei-
terbildungsobligatorien oder ähnlichen 
Auflagen würde man ihnen dieses Ins-
trument teils entziehen und die Eigen-
verantwortung von Arbeitgebern als 
auch Arbeitnehmern untergraben. 

Zu einem guten Weiterbildungsklima 
in der Arbeitswelt tragen zudem Fakto-
ren bei, die nicht durchs Gesetz ange-
gangen werden: Eine praxisnahe und 
erleichterte steuerliche Abzugsfähig-
keit von Weiterbildungsanstrengungen 
der Arbeitnehmenden gehört dazu. 
Oder auch die Erstellung eines durch-
dachten Förderungskonzeptes für den 
Bereich der höheren Berufsbildung – 
einem Teil des formales Systems, in dem 
sich viele Unternehmen sowohl finan-
ziell als auch personell (durch Milizar-
beit) engagieren und massgeblich zum 
lebenslangen Lernen beitragen. 3
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 Geschäftsleitung des Schweizerischen 
 Arbeitgeberverbands.


